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Die Bürgergesellschaft wurde in den vergange-
nen Jahren aus unterschiedlichen Disziplinen 
wie der Politikwissenschaft, der Soziologie aber 
auch der Wirtschaftswissenschaft analysiert. Die 
Analyse erfolgte zumindest in Deutschland im-
plizit im Kontext der sozialen Marktwirtschaft. 
In der Literatur gibt es jedoch nur wenige Hin-
weise, warum sich die Bürgergesellschaft auch in 
dem System der sozialen Marktwirtschaft mit ei-
nem ausgeprägten Sozialstaat dynamisch entwi-
ckelte. Die Bürgergesellschaft wird heute weitge-
hend als Synonym für den dritten Sektor, d.h. als 
Sektor zwischen Markt und Staat, eingeordnet. 

In diesem Zusammenhang wird häufig darauf 
hingewiesen, dass die wachsende Differenzie-
rung und Individualisierung von Bedürfnis- und 
Interessenlagen der Bürgerinnen und Bürger 
nicht mehr ausreichend durch das staatliche und 
privatwirtschaftliche Leistungsangebot abge-
deckt wird. Immer seltener – so die Argumenta-
tion – werden staatliche Leistungsangebote die 
zu den Lebens- und Interessenlagen der Bürge-
rinnen und Bürger passen sollen, in staatlicher 
Planungshoheit entworfen (Bürsch 2008, S. 12). 

Daraus begründet sich, dass die Bürgergesell-
schaft überwiegend positiv beurteilt wird. Da-
bei entsteht jedoch immer wieder der Eindruck, 
dass sie nicht genuin ein Bestandteil des Systems 
sozialer Marktwirtschaft ist. Es stellt sich also 
die Frage, ob die Bürgergesellschaft im Verhält-

nis zur sozialen Marktwirtschaft ein komple-
mentäres Element ist, bei dem es um die spezi-
fische Befriedigung von Bedürfnissen einer sich 
ausdifferenzierenden Gesellschaft geht. Oder ist 
sie die „Reparaturwerkstatt“ eines marktwirt-
schaftlichen Systems, bei dem viele Aufgaben 
nicht durch den Staat wahrgenommen, sondern 
der Bürgergesellschaft überlassen werden. 

Ganz anders verhält es sich mit dem Leitbild 
„Nachhaltige Entwicklung“, das 1992 auf der 
internationalen Konferenz in Rio de Janeiro als 
normative Vereinbarung der Weltgemeinschaft 
für das 21. Jahrhundert beschlossen wurde. Da-
bei wurde in der Agenda 21 der Handlungsrah-
men für eine ökologisch, ökonomisch und sozial 
gerechte Entwicklung heutiger und zukünftiger 
Generationen vorgegeben. Die Übereinkunft zur 
nachhaltigen Entwicklung soll im Rahmen von 
lokalen, regionalen und nationalen Nachhaltig-
keitsstrategien umgesetzt werden, bei denen die 
drei Dimensionen Ökologie, Ökonomie und So-
ziales im Prinzip gleichrangig berücksichtigt 
werden. Nachhaltigkeitsstrategien sollen in ei-
nem partizipativen Prozess, an dem alle wichti-
gen gesellschaftlichen Gruppen mitwirken, ent-
wickelt und umgesetzt werden. Hier ist bereits 
zu erkennen, dass die Bürgergesellschaft ein 
konstitutiver Bestandteil des Leitbildes Nachhal-
tige Entwicklung beziehungsweise einer Nach-
haltigkeitsstrategie ist. 

a~ë=iÉáíÄáäÇ=k~ÅÜÜ~äíáÖÉ=båíïáÅâäìåÖ=

Aus ökonomischer Sicht stellt nachhaltige Ent-
wicklung zunächst auf die langfristige Sicherung 
der Lebens- und Produktionsgrundlagen ab, die 
zu einer Verbesserung der Lebensqualität und 
somit der Wohlfahrt führen (v. Hauff 2007). Der 
Anspruch nachhaltiger Entwicklung ist somit, 

die Umwelt global und dauerhaft zu erhalten, 
um auf dieser Grundlage das Wirtschafts- und 
Sozialsystem zu entwickeln und zu stabilisieren. 
Eine weitere Anforderung, die das Leitbild nach-
haltiger Entwicklung explizit ausweist, ist die 
intra- und intergenerationelle Gerechtigkeit. 
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Intragenerationelle Gerechtigkeit fordert einen 
gerechten Ausgleich zwischen den Interessen 
der heute lebenden Menschen in Industrie- und 
Entwicklungsländern. 

Intergenerationelle Gerechtigkeit wird im Brundt-
land-Bericht wie folgt definiert: „Nachhaltige 
Entwicklung ist eine Entwicklung, wonach heu-
tige Generationen ihre Bedürfnisse so befriedi-
gen, dass auch zukünftige Generationen ihre Be-
dürfnisse in gleicher Weise befriedigen können“ 
(Hauff 1987). 

Die Differenzierung und Zielbestimmung einer 
nachhaltigen Entwicklung unter besonderer Be-
rücksichtigung der Bürgergesellschaft basiert auf 
der Dreidimensionalität: Die Dreidimensionali-
tät nachhaltiger Entwicklung hat sich seit Mitte 
der 1990er Jahre international durchgesetzt. Die 
Bürgergesellschaft ist – wie später noch ausführ-
lich dargestellt wird – der sozialen Dimension 
bzw. der sozialen Nachhaltigkeit zuzuordnen. 
Gleichzeitig leistet jedoch die Bürgergesellschaft 
auch für die beiden anderen Dimensionen, d. h. 
für die Ökologie und die Ökonomie, einen wich-
tigen Beitrag. Daher werden im folgendem die 
drei Dimensionen inhaltlich kurz konkretisiert 
(eine ausführliche Darstellung ist zu finden in: 
v. Hauff, Kleine 2009, S. 17). 

Ökologische Nachhaltigkeit: Der Mensch ist 
ohne eine bestimmte Qualität und Stabilität der 
Natur beziehungsweise der ökologischen Syste-
me nicht überlebensfähig. Hierzu ist jedoch kri-
tisch anzumerken, dass die Natur teilweise schon 
ein Niveau der Übernutzung erreicht, die für die 
Menschheit – besonders für die nächsten Gene-
rationen – zunehmend bedrohlich wird. Das gilt 
sowohl für den Abbau von Rohstoffen als auch 
für die zunehmende Belastung durch Emissio-
nen und Immissionen. Die sich daraus ergebe-
nen Bedrohungspotenziale zwingen dazu, das 
Verhältnis der Menschheit zu ihren natürlichen 
Lebensgrundlagen neu zu bestimmen, wozu u.a. 

Umweltverbände als Mitglieder der Bürgerge-
sellschaft einen wichtigen Beitrag leisten. Die 
ökologische Nachhaltigkeit fordert aber auch 
von der Politik, den Akteuren der privaten Wirt-
schaft und von Haushalten ein stärkeres Enga-
gement hinsichtlich des Umgangs mit den öko-
logischen Systemen. 

Ökonomische Nachhaltigkeit: Die ökonomische 
Nachhaltigkeit zielt ab auf die Aufrechterhaltung 
einer ausreichenden beziehungsweise einer ge-
wünschten Lebensqualität im Zeitablauf. Dies 
erfordert grundsätzlich eine Änderung der do-
minierenden Produktionsweise und Konsum-
stile, die vielfach als nicht nachhaltig bezeichnet 
werden müssen. Eine gewünschte Lebensquali-
tät erfordert neben der Erhaltung der materiellen 
auch die Erhaltung der immateriellen Lebens-
grundlagen (Vornholz 1997, S. 47, Feser 2008, S. 
4). Auch hierzu leistet die Bürgergesellschaft 
durch Aufklärungskampagnen beziehungsweise 
auch praktizierte Modelle ökonomischer Nach-
haltigkeit einen wichtigen Beitrag. 

Soziale Nachhaltigkeit: Neben der ökologischen 
und ökonomischen Nachhaltigkeit findet sich 
zunehmend die Forderung nach sozialer Nach-
haltigkeit und somit nach dem Erhalt des Sozi-
alkapitals. Obwohl die soziale Nachhaltigkeit in 
zunehmendem Maße Aufmerksamkeit erfährt, 
wurde sie bisher inhaltlich noch nicht in dem 
Maße konkretisiert beziehungsweise ausgestal-
tet wie die beiden anderen Nachhaltigkeitsdi-
mensionen. Ein weit verbreiteter Zugang zu der 
sozialen Nachhaltigkeit ist das Sozialkapital. 
Unter Sozialkapital wird allgemein der Bestand 
an sozialen Netzwerken, vertrauens- und koope-
rationsfördernden Werten und Normen einer 
Gesellschaft verstanden (Hauck, Gerlitz 2007, S. 
198ff.). 

Sozialkapital ist im Gegensatz zu anderen Kapi-
talformen dadurch gekennzeichnet, dass es sich 
auf eine mit Externalitäten verbundene soziale 
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Interaktion bezieht. Soziale Interaktionen kön-
nen entsprechend zu positiven externen Effekten 
führen: Eine Person hat durch soziale Interaktio-
nen Vorteile, ohne dafür etwas zu tun. In Analo-
gie zu ökonomischem und ökologischem Kapi-
tal gibt es die Gemeinsamkeit, dass ein für den 
Produktionsprozess langfristig nutzbarer Bestand 
akkumuliert werden kann (Hauck 1997, S. 47). 

Soziales Kapital weist verschiedene Dimensio-
nen auf, die mit dem Leitbild nachhaltiger Ent-
wicklung kompatibel sind. Allgemein werden 
vier Dimensionen unterschieden: die soziale In-
tegration, horizontale soziale Verbindungen in-
nerhalb von Gemeinschaften, die Beziehung zwi-
schen Staat und Zivilgesellschaft und die Quali-
tät der Regierungsinstitutionen. 

Entsprechend geht es um die Existenz eines 
transparenten und für alle gleichermaßen zu-
gänglichen Rechtssystems, in dem alle gleich be-
handelt werden, einer funktionsfähigen Wirt-
schaftsordnung, die sich durch Chancengleich-
heit und die Möglichkeit, diese auch zu verwirk-
lichen, auszeichnet, und es geht um die Gewähr-
leistung demokratischer Grundfreiheiten. Auf 
wirtschaftstheoretischer Ebene gibt es hier einen 

konkreten Bezug zur neuen Institutionenökono-
mik (Richter, Furuboten 2003). Die neue Institu-
tionenökonomik beschäftigt sich mit Institutio-
nen als einem System miteinander verbundener 
formaler und informeller Regeln und der Analy-
se und Darstellung der Wirkungszusammenhän-
ge von institutionellen Strukturen (u.a. Normen, 
Werte, Organisationsaufbau). In diesem Zusam-
menhang sind Organisationen und soziale Netz-
werke von zentraler Bedeutung, womit auch 
hier der Bezug zur Bürgergesellschaft sehr klar 
zum Ausdruck kommt, indem sie einen wichti-
gen Beitrag zur Stärkung des Sozialkapitals leis-
tet. 

Die inhaltliche Abgrenzung der drei Dimensio-
nen beziehungsweise der drei Kapitalarten gibt 
keine Auskunft über deren Beziehung zueinan-
der. Es stellt sich auch die Frage nach der opti-
malen Bewirtschaftung der drei Kapitalarten, die 
zu einem Optimum menschlichen Wohlergehens 
führen soll. Die Bürgergesellschaft, die zunächst 
in der Dimension der sozialen Nachhaltigkeit 
verortet ist, leistet hinsichtlich der Komplemen-
tarität – wie aufgezeigt wurde – einen wichtigen 
Beitrag, indem sie die Lebensqualität fördert. 

sçå=ÇÉê=ëçòá~äÉå=òìê=å~ÅÜÜ~äíáÖÉå=j~êâíïáêíëÅÜ~Ñí=

Im Jahr 2009 wurde die soziale Marktwirtschaft 
anlässlich ihres sechzigsten Geburtstages in 
Deutschland, aber auch im Ausland überwie-
gend positiv gewürdigt. Sie kann als ein ord-
nungspolitisches System verstanden werden, 
das die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung 
der privaten Wirtschaftssubjekte (Haushalte und 
Unternehmen) mit den sozialstaatlichen Idealen 
der sozialen Sicherheit und der sozialen Gerech-
tigkeit verbindet (Feser 2008, S. 7). Die breite Zu-
stimmung, die aus den unterschiedlichsten po-
litischen und ökonomischen Lagern folgt, erklärt 
sich zweifellos daraus, dass schon Müller-Armack, 

der das Konzept in seiner Entstehungsphase 
ganz wesentlich mitgestaltete, eine gestaltungs-
offene Konzeption einer sozialverpflichteten 
Marktwirtschaft entwirft, deren Leistungsfähig-
keit sozialen Fortschritt sichert. Es ist wohl bis 
heute die Allgemeinheit dieser Konzeption, die 
ihre rasche Durchsetzung in der wirtschaftspo-
litischen Diskussion der Nachkriegszeit begüns-
tigt hat und bis heute begünstigt (Körner 2007, 
S. 22). 

Es besteht heute ein breiter Konsens, dass das 
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft und seine 



betrifft: Bürgergesellschaft 

aáÉ=_ΩêÖÉêÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=~äë=hÉêå=å~ÅÜÜ~äíáÖÉê=båíïáÅâäìåÖ=

5 

Umsetzung für den Wiederaufbau Deutschlands 
nach dem Zweiten Weltkrieg und die Ausgestal-
tung der deutschen Wirtschaftsordnung ein Glücks-
fall waren. Sowohl das Wirtschaftswunder, also 
der rasche Wiederaufbau der Wirtschaft mit ho-
hen Wachstumsraten, als auch die wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Stabilität haben zu ei-
nem beachtlichen Wohlstand der deutschen Be-
völkerung beigetragen. 

Gleichzeitig muss jedoch festgestellt werden, 
dass die soziale Marktwirtschaft von Beginn an 
durch die Dominanz der Wirtschaft geprägt war. 
Die Dimensionen Ökologie und Soziales waren 
nachgeordnet. Die intragenerationelle Gerech-
tigkeit (Chancengerechtigkeit, aber auch Ein-
kommens- und Vermögensgerechtigkeit) wur-
de nur sehr bedingt umgesetzt (Hauser 2007, S. 
30ff.). Auch die intergenerationelle Gerechtig-
keit weist eine Reihe von ungeklärten Problemen 
auf. Dagegen besteht kein Zweifel, dass im Be-
reich Umweltschutz in Deutschland besonders im 
internationalen Vergleich einiges erreicht wur-
de. 

Gleichzeitig ist jedoch allen Experten bewusst, 
dass beispielsweise die geringe Senkung der CO2-

Emissionen im Weltmaßstab nicht annähernd 
ausreicht, um einen adäquaten Beitrag zum Kli-
maschutz zu leisten. In diesem Kontext hat die 
Bürgergesellschaft zweifellos einen wichtigen 
Beitrag zur Verringerung der Probleme bezie-
hungsweise Defizite geleistet. Es ist jedoch nicht 
zu erwarten, dass die Bürgergesellschaft in der 
Lage ist, einen ausreichenden Beitrag zur Lösung 
der verschiedenen Krisensymptome zu leisten. 

Eine wichtige Voraussetzung hierfür wäre ein 
Paradigmenwechsel von der eindeutigen Do-
minanz der Ökonomie zur gleichrangigen Ver-
wirklichung der drei Dimensionen Ökologie, 
Ökonomie und Soziales. Dieser Paradigmen-
wechsel lässt sich jedoch nur in einem langfris-
tigen Prozess, d.h. „entlang des Pfades nachhal-
tiger Entwicklung“ realisieren (v. Hauff 2007, S. 
349ff.). Dies führt dann nicht nur zu mehr Wohl-
stand für den einzelnen, sondern zu einer aus-
gewogenen Wohlfahrt nationaler Gesellschaften 
beziehungsweise der Weltgemeinschaft. Bei ei-
ner partizipativen Entwicklung von Nachhaltig-
keitsstrategien aber auch bei deren Umsetzung 
hat die Bürgergesellschaft eine wichtige Funk-
tion. 

_ΩêÖÉêÉåÖ~ÖÉãÉåí=áå=ÉáåÉê=píê~íÉÖáÉ=å~ÅÜÜ~äíáÖÉê=båíïáÅâäìåÖ=

Die bisherige Darstellung und Einordnung der 
Bürgergesellschaft im Kontext nachhaltiger Ent-
wicklung soll am Beispiel der Nachhaltigkeits-
strategie des Landes Rheinland-Pfalz konkreti-
siert werden (ausführlich v. Hauff 2008). Dort 
wird die Bürgergesellschaft beziehungsweise 
das Bürgerengagement in den Nachhaltigkeits-
bereich „Lebenswerte Gesellschaft weiterentwi-
ckeln“ eingeordnet. 

Ausgangspunkt ist, dass die dauerhafte Zufrie-
denheit der Bürgerinnen und Bürger in der Ge-
sellschaft ein Kernanliegen menschlichen Da-
seins und der Politik ist. Der Mensch hat hierbei 
nicht nur das Recht auf die Befriedigung seiner 
Grundbedürfnisse, sondern auch auf materielle 
und immaterielle Entfaltung. Er soll im Gegen-
zug seinen Beitrag zur Gesellschaft leisten und 
sich frei einbringen dürfen. 
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Dabei strebt das Land Rheinland-Pfalz die ge-
lebte Zivilgesellschaft mit einem gerechten Aus-
gleich zwischen Rechten und Pflichten an. In der 
Gesellschaft soll ein Klima der Zufriedenheit und 
des Engagements herrschen, wobei der Staat die 
freien Handlungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten der Individuen unterstützt, die ihrerseits 
ihre Lebensaufgaben „selbst in die Hand“ neh-
men. Die „Lebenswerte Gesellschaft weiterent-
wickeln“ enthält die Handlungsfelder „Kultur-
land Rheinland-Pfalz“, „sicheres Zusammenle-
ben“ und „Bürgerengagement“. 

Die Bedeutung des Bürgerengagements ist daran 
zu erkennen, dass die Teilhabe an der Gesell-
schaft den sozialen Zusammenhalt, das Vertrau-
en und die Solidarität untereinander fördert. 
„Ziel der Landesregierung ist eine Bürgergesell-
schaft, in der sich alle Menschen mit ihren Fä-
higkeiten und Interessen einbringen können. Die 
politische Willensbildung soll noch weiter durch 
das Wissen der Bürgerinnen und Bürger ange-
reichert werden, was sowohl die Gestaltung lan-
despolitischer Themen als auch die Förderung 
der kommunalen Beteiligungen betrifft“ (Minis-
terium für Umwelt, Forsten und Verbraucher-
schutz Rheinland-Pfalz 2007, S. 80). 

Dabei soll die Beteiligung stets freiwilligen Cha-
rakter haben und nicht instrumentalisiert wer-
den. Die Politik möchte die Bürgerinnen und 
Bürger durch den Ausbau der Infrastruktur so-
wie den Anreiz und die Anerkennungskultur 
weiter befähigen und ermuntern, sich an der 
Weiterentwicklung der kommunalen Infrastruk-
tur zu beteiligen. Unter Berücksichtigung der de-
mographischen Entwicklung geht es auch darum, 
für ältere Menschen die Beteiligungsmöglichkei-
ten zu verbessern und weiterzuentwickeln. Aber 
auch Kinder und Jugendliche sollen an Planungs- 
und Gestaltungsprozessen beteiligt werden. 

Der Indikator für die Bürgergesellschaft bezie-
hungsweise für das Bürgerengagement ist die 
Zahl der freiwillig engagierten Menschen. Das 
Land Rheinland-Pfalz ist mit über einer Million 
freiwillig engagierter Menschen im Vergleich zu 
den anderen Bundesländern auf dem zweiten 
Platz. Das Bürgerengagement hat sich in Rhein-
land-Pfalz von 1999 bis 2004 von 33 Prozent auf 
39 Prozent sehr positiv entwickelt. Besonders 
positiv hat sich die Zahl der älteren Menschen 
entwickelt, die sich freiwillig engagieren. Wäh-
rend es noch im Jahr 1999 15 Prozent waren, 
stieg der Anteil auf fast 30 Prozent im Jahr 2004. 

^ÄÄáäÇìåÖ=PW=^åíÉáä=ÇÉê=ÑêÉáïáääáÖ=båÖ~ÖáÉêíÉå=áå=ÇÉê=_Éî∏äâÉêìåÖ=EBF=
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Das hohe Bürgerengagement in Rheinland-Pfalz 
ist ganz wesentlich auf die Beteiligung in den 
eher ländlich geprägten Strukturen zurückzu-
führen. Auffällig ist weiterhin, dass das Enga-
gementpotential in Rheinland-Pfalz weiterhin 
wächst, während es im Bundesdurchschnitt eher 
stagniert. Im November 2006 wurde die „Leit-
stelle Bürgergesellschaft und Ehrenamt“ einge-
richtet. Sie hat die Aufgabe, eine Vernetzung und 
Koordinierung von Programmen der Landesre-
gierung zur Förderung von Ehrenamt und Bür-
gerengagement zu fördern und den Dialog mit 
der Zivilgesellschaft zu intensivieren. 

Auch die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesre-
publik Deutschland bezieht das „Bürgerschaft-
liche Engagement“ explizit mit ein. Dabei wird 
zunächst aufgezeigt, dass die rechtlichen Rah-
menbedingungen für freiwilliges und bürger-
schaftliches Engagement deutlich verbessert wur-
den. Zu erwähnen ist unter anderem das Gesetz 
zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements vom 10. Oktober 2007, mit dem 

die Bundesregierung die steuerlichen Rahmen-
bedingungen erheblich verbessert hat. Aber auch 
die Absicherung von Risiken durch eine Un-
fallversicherung für ehrenamtlich tätige Perso-
nen und auch das Pflegeleistungsergänzungsge-
setz sind wichtige Schritte in diesem Kontext. 

Darüber hinaus unterstützt der Staat im Rahmen 
seiner Nachhaltigkeitsstrategie u.a. Modellpro-
jekte zur Anregung und Verbesserung bürger-
schaftlichen Engagements. Weiterhin hat die 
Bundesregierung Maßnahmen zur generellen 
Stärkung bürgerschaftlichen Engagements er-
griffen. Dazu gehören unter anderem die För-
derung des Engagements von Migrantinnen und 
Migranten durch eine gemeinsame mit Migran-
tenverbänden entwickelte Strategie und durch 
Forschung hierzu. Weiterhin geht es um die För-
derung von Maßnahmen in den neuen Bundes-
ländern z.B. durch den Aufbau von Bürgerstif-
tungen und die Stärkung zivilgesellschaftlichen 
Engagements gegen rechtsextreme Initiativen 
(Die Bundesregierung 2008, S.124). 

^ìëÄäáÅâ=

Das Leitbild Nachhaltige Entwicklung ist eine 
normative Vereinbarung der Weltgemeinschaft. 
1992 wurde auf der internationalen Konferenz 
in Rio de Janeiro die Agenda 21 beschlossen, 
die den Handlungsrahmen für eine ökologisch, 
ökonomisch und sozial gerechte Entwicklung 
heutiger und zukünftiger Generationen vorgibt. 
Die Länder verpflichteten sich dazu, bis zum 
Jahr 2002 eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
zu entwickeln und zu implementieren. Entspre-
chend der Agenda 21 soll eine Nachhaltigkeits-
strategie die nachhaltige Entwicklung koopera-
tiv, partizipativ und umfassend umsetzen. In 
diesem Kontext ist die Bürgergesellschaft bezie-
hungsweise bürgerschaftliches Engagement ein 
Kernbereich nachhaltiger Entwicklung. 

In Deutschland hat die Bundesregierung im Jahr 
2002 erstmals eine Nachhaltigkeitsstrategie vor-
gelegt und zusätzlich hierzu haben einige Bun-
desländer wie beispielsweise Rheinland-Pfalz 
eine eigene Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt. 
Somit ist sowohl auf nationaler Ebene als auch 
auf der Ebene einzelner Bundesstaaten die Bür-
gergesellschaft beziehungsweise das bürgerge-
sellschaftliche Engagement ein Kernbereich der 
Nachhaltigkeitsstrategien. Diese explizite Ver-
ankerung fehlt dagegen in dem Konzept der so-
zialen Marktwirtschaft. In diesem Zusammen-
hang ist hervorzuheben, dass das Leitbild Nach-
haltige Entwicklung und die soziale Marktwirt-
schaft in Deutschland weitgehend unverbunden 
nebeneinander stehen. Die Relevanz der Bürger-
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gesellschaft erfordert u.a. eine Weiterentwick-
lung der sozialen zu einer nachhaltigen Markt-
wirtschaft. Dabei lässt sich die Weiterentwick-
lung auch aus vielen anderen Zusammenhän-
gen ableiten. 

Die Konkretisierung der Einordnung der Bür-
gergesellschaft beziehungsweise des Bürgeren-
gagements in das Leitbild Nachhaltige Entwick-
lung findet sowohl in der nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie als auch der Nachhaltigkeits-
strategien einiger Bundesländer statt. Das lässt 
sich in Zukunft noch weiter entwickeln um da-
mit die Bürgerinnen und Bürger noch stärker an 
der konkreten Gestaltung ihrer Lebensbedin-
gungen partizipieren zu lassen. Dadurch erhält 
die Bürgergesellschaft beziehungsweise das Bür-
gerengagement eine klare und verbindliche Po-
sition auf allen Ebenen des föderalen Systems 
der Bundesrepublik Deutschland. 
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit dem Jahr 2001 
ein Forum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politi-
schen Debatte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politi-
sche Beratung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzu-
stellen. Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reform-
debatte. 

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotentials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits-
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations-
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an staat-
liche Instanzen und Akteure. 

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Arbeits-
ansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft, 
Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen können, ihre 
fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. Neben diesen 
ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen themenspezifisch 
kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen. 

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements und der Entwicklung der Bürgergesellschaft förderlich sind. Sie werden 
zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten auf-
gegriffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxis-
felder. 

Der Arbeitskreis wird geleitet von Dr. Michael Bürsch und koordiniert von Albrecht Koschützke, Lei-
ter Kommunikation & Grundsatzfragen der Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Ergebnisse der Plenardebatten sind auf den Internet-
seiten des Arbeitskreises dokumentiert. 

Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft „Analysen – Analysen des 
Arbeitskreises“ oder http://www.fes.de/library/ask_digbib.html. 
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